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Am 28.02.2018 wurde die Zweite Verord-

nung zur Änderung der Verordnung über

tierärztliche Hausapotheken (TÄHAV) im

Bundesgesetzblatt veröffentlicht und trat

ohne Übergangsfrist am 01.03.2018 in

Kraft. Nachfolgend werden die wichtigsten

Änderungen kurz dargestellt, wobei die

Gültigkeit der Vorschriften den unter-

schiedlichen Tierarten zugeordnet wird.

Auch die wenigen Punkte, in denen die

Tierärzteschaft ihre Belange und Beden-

ken durchsetzen konnte, finden Erwäh-

nung.

Die geänderten Vorschriften der TÄHAV enthal-

ten v. a. Vorgaben für Antibiogramme, Umwid-

mungsverbote für Cephalosporine der 3. und

4. Generation und für Fluorchinolone sowie

zusätzliche Aufzeichnungspflichten für Tier-

ärzte. Zielsetzung der Verordnung ist die Mini-

mierung des Antibio tikaeinsatzes und der

Rückgang von Resistenzen. Dabei bleiben

Auslegungsfragen offen, die aus den amt -

lichen Begründungen nicht hervorgehen. Die-

se werden Gegenstand eines ausführlichen

Kommentars sein, der in Arbeit ist. Unverän-

dert gilt, dass tierärztliche Behandlungen auf-

grund von fachlich-wissenschaftlichen Er-

kenntnissen entsprechend der Situation im

Einzelfall erfolgen müssen. Dementsprechend

sieht die TÄHAV für Umwidmungsverbote und

Antibiogramme Ausnahmen vor.

Die wichtigsten Änderungen

§ 12 Absatz 2: Klinische Untersuchung

– Für alle Tierarten gilt:

Schon bisher setzte die ordnungsgemäße Be-

handlung eine Untersuchung der Tiere oder des

Tierbestands in angemessenem Umfang vo-

raus. Neu ist, dass im Falle der Behandlung mit

einem Antibiotikum eine klinische Untersu-

chung vom Tierarzt durchgeführt werden 

muss. Das heißt, dass ein unmittelbarer physi-

scher Kontakt mit dem Tier bzw. dem Tierbe-

stand verlangt wird. Der genaue Zeitpunkt der

Untersuchung wird nicht vorgeschrieben. Er ist 

zu dokumentieren. Bei Lebensmittel liefernden

Tieren geschieht dies im Arzneimittelanwen-

dungs- und Abgabedokumentation (AuA-Beleg).

Das hat die Standesvertretung erreicht:

– Die klinische Untersuchung wird nicht bei je-

der Behandlung, die kein Antibiotikum enthält,

zwingend verlangt. Beispiel: Im Falle  einer Wei-

terbehandlung eines Diabetes kann auch ein-

mal eine Auskunft des Tierhalters ausreichen.

§ 12b: Umwidmungsverbot

– Für Rind, Schwein, Pute, Huhn, Hund und 

Katze gilt:

Antibiotika, die Cephalosporine der 3. oder

4. Generation oder Fluorchinolone enthalten, 

dürfen nur bei der Tierart eingesetzt werden, 

für die sie zugelassen sind. Diese Wirkstoff-

gruppen werden in der TÄHAV als von besonde-

rer Bedeutung für die Humanmedizin angese-

hen. Ziel ist, dass diese Wirkstoffe in der Tier-

medizin so selten wie möglich eingesetzt wer-

den. Es wurden für das Umwidmungsverbot

Tierarten gewählt, für die es genügend zugelas-

sene Antibiotika mit diesen Wirkstoffen gibt, so-

dass eine Umwidmung üblicherweise nicht nö-

tig ist. Daher sind beispielsweise Pferde, kleine 

Wiederkäuer und Heimtiere nicht betroffen. 

Das Umwidmungsverbot gilt nicht, wenn 

die notwendige arzneiliche Versorgung der 

Tiere ernstlich gefährdet ist. Das kann etwa

ein Lieferengpass oder ein Therapienotstand

sein, durch den z. B. der Einsatz einer human-

medizinischen Augensalbe notwendig wird.

Wenn umgewidmet werden muss, ist ein Nach-

weis zu führen, der die Gründe enthält, warum

die notwendige arzneiliche Versorgung der Tie-

re ernstlich gefährdet gewesen ist. Formvor-

schriften gibt es dafür nicht.

Das hat die Standesvertretung erreicht:

– Eine Umwidmung auf ein anderes als in der

Zulassung des jeweiligen Arzneimittels ge-

nanntes Anwendungsgebiet ist von dem Ver-

bot nicht betroffen. Beispiel: Einsatz eines für

die Tierart zugelassenen Arzneimittels gegen

E. coli statt gegen Staphylokokken oder ge-i
gen eine Atemwegserkrankung statt gegen

eine Harnwegsinfektion.

– Makrolide sind vom Verbot nicht betroffen

– Pferde sind vom Verbot nicht betroffen

§ 12c: Antibiogrammpflicht

– Gilt für Tiergruppen der Tierarten Rind,

Schwein, Huhn oder Pute, die in einer Stall-

abteilung oder in einem umfriedeten Bereich

im Freien gehalten werden. Die Antibio-

grammpflicht betrifft sowohl Masttiere als

auch Tiere anderer Produktionsformen (z. B.

Milchrinder, Legehennen):

Im Rahmen der Behandlung mit einem Antibio-

tikum muss der Tierarzt in bestimmten Fällen

ein Antibiogramm erstellen oder erstellen las-

sen, mit dem die Empfindlichkeit des die Erkran-

kung vermutlich auslösenden bakteriellen Erre-

gers untersucht wird. Die Wahl des Zeitpunkts

der Erstellung des Antibiogramms (ob zu Beginn

oder während der Behandlung) liegt im fach -

lichen Ermessen des Tierarztes. Wenn nötig,

darf unverzüglich mit der Behandlung begonnen

werden, insbesondere wenn die Anfertigung und

Auswertung des Tests mehrere Tage dauert.

Die neue TÄHAV ist in Kraft
Inhalte und Hintergründe
Aus dem Ausschuss für Arzneimittel- und Futtermittelrecht der Bundestierärztekammer e. V.
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Das Antibiogramm ist zu erstellen:

1. bei Wechsel des Antibiotikums im Verlauf 

einer Behandlung (insbesondere bei Wech-

sel wegen nicht ausreichendem Behand-

lungserfolg)

2. bei einer Behandlung mit einem Antibio -

tikum, die

a) häufiger als einmal in bestimmten Al-

ters- oder Produktionsabschnitten statt-

findet, oder

 b)  die Dauer von 7 Tagen übersteigt, es sei 

denn es wird laut Zulassung ein längerer 

Zeitraum für die Dauer der Anwendung 

festgelegt, oder die in diesem Falle den 

längeren festgelegten Zeitraum über-

steigt,

3. bei kombinierter Verabreichung von Arz-

neimitteln mit antibakteriellen Wirkstoffen 

bei einer Indikation, ausgenommen zuge-

lassene Fertigarzneimittel, die eine Kombi-

nation von antibakteriellen Wirkstoffen ent-

halten (z. B. Sulfonamid/Trimethoprim-

Kombinationen),

4. bei Umwidmung eines Antibiotikums, das 

für eine andere Tierart oder den Menschen 

zugelassen ist, eines Antibiotikums aus 

 einem anderen EU-Land oder aus dem Eu-

ropäischen Wirtschaftsraum (Island, Liech-

tenstein und Norwegen) oder eines in einer 

Apotheke individuell hergestellten Antibio -

tikums

5. bei der Behandlung mit Arzneimitteln, die 

Cephalosporine der 3. oder 4. Generation

oder Fluorchinolone enthalten.

Nummer 4 und 5 gelten auch bei der 

 Behandlung einzelner Tiere der Tierarten 

Rind, Schwein, Pferd, Hund oder Katze, aus-

genommen herrenlose Katzen. Nummer 4 

wird besonders das Pferd betreffen, weil es 

für die Tierart nicht genügend zugelassene An-

tibiotika gibt.

Aussagekräftige, repräsentative Erkennt-

nisse zur Resistenzlage aus bereits vorliegen-

den Antibiogrammen, die die Notwendigkeit

des Einsatzes von Cephalosporinen der 3. oder 

4. Generation oder von Fluorchinolonen recht-

fertigen, können für die Behandlung von Einzel-

tieren genutzt werden. Voraussetzung hierfür

ist eine regelmäßige tierärztliche Bestands -

betreuung im Betrieb, aus der diese Erkennt-

nisse stammen.

Ein Antibiogramm muss NICHT erstellt wer-

den, wenn

1. die Probenahme mit der Gefahr einer zu-

sätzlichen Beeinträchtigung des Gesund-

heitszustands des zu behandelnden Tieres 

verbunden wäre (Beispiel: ein schwer er-

kranktes Tier müsste zur Probenahme in 

Narkose gelegt oder sediert werden),

2. der Erreger nicht mittels zellfreier künst -

licher Medien kultiviert werden kann (Bei-

spiel: Lawsonien wachsen nicht auf künst -

lichen Nährböden)

3. für die Bestimmung der Empfindlichkeit 

des Erregers keine geeignete Methode ver-

fügbar ist (Beispiel: Für Geflügel fehlen für 

viele Erreger anerkannte validierte Metho-

den zur quantitativen in-Vitro-Empfindlich-

keitsprüfung)

Der Tierarzt muss einen Nachweis führen, der

die Gründe enthält, warum ein Antibiogramm 

nicht erstellt worden ist. Formvorschriften gibt

es dafür nicht. 

Das hat die Standesvertretung erreicht:

– Die Ausnahmen für Fälle, in denen ein Antibio-

gramm nicht erstellt werden muss.

– Bei Umwidmung von Antibiotika auf ein ande-

res als in der Zulassung des jeweiligen Arznei-

mittels genanntes Anwendungsgebiet wird ein 

Antibiogramm nicht verlangt, sofern es sich 

nicht um Cephalosporine der 3. oder 4. Genera-

tion oder Fluorchinolone handelt.

– Zwei weitere ursprünglich geplante Antibio-

grammpflichtpunkte wurden gestrichen.

§ 12d: Verfahren zu Probenahme, Isolierung 

bakterieller Erreger und Bestimmung der 

Empfindlichkeit

– Für alle Pflichtantibiogramme gemäß

§ 12c TÄHAV bei Rind, Schwein, Huhn, Pute,

Pferd, Hund und Katze gilt:

Der Tierarzt muss Proben von den zu behan-

delnden Tieren entnehmen oder unter seiner

Aufsicht entnehmen lassen, die sich für eine

aussagekräftige Labordiagnostik eignen. Er

muss aus den Proben die die Erkrankung verur-

sachenden bakteriellen Erreger unter Berück-

sichtigung des Krankheitsbilds im praxiseige-

nen Labor isolieren oder im Fremdlabor isolie-

ren lassen. Er muss die isolierten bakteriellen

Erreger auf ihre Empfindlichkeit gegen antibak-

teriell wirksame Stoffe (im eigenen Labor) un-

tersuchen oder (im Fremdlabor) untersuchen

lassen. Bei der Beprobung von Tiergruppen sol-

len die beprobten Tiere die klinischen Krank-

heitsmerkmale der erkrankten Tiergruppe auf-

weisen. Die Probenahme, Erregerisolierung und

die Bestimmung der Empfindlichkeit müssen,

soweit verfügbar, nach national oder internatio-

nal anerkannten Verfahren erfolgen. Eine Liste

dieser Verfahren liegt derzeit nicht vor. 

Die Dokumentation ist in § 13 Absatz 4 

Satz 4 geregelt und muss folgende Angaben

enthalten:

1. Datum der Probenahme

2. Name und Anschrift des Tierhalters, Identi-

tät der beprobten Tiere und Probenmatrix

3. Bezeichnung des verwendeten Tests

4. Datum von Untersuchungsbeginn und -ende

5. Befund: quantitatives Ergebnis und qualita-

tive Bewertung der Empfindlichkeitstestung

Bei Beauftragung von Fremdlaboren werden

dem Tierarzt die notwendigen Angaben üb -

licherweise mitgeteilt.

§ 13 Nachweise

– Für alle nicht Lebensmittel liefernden Tier-

arten gilt:

Im Fall der Anwendung, Verschreibung oder Ab-

gabe von Antibiotika sind in der Patientenkar-

tei zusätzlich zu den bisherigen Angaben die

Diagnose und das Untersuchungsdatum zu

dokumentieren. Darüber hinaus werden die

Aufzeichnungspflichten für sonstige Arznei -

mittel präzisiert. 

– Für Lebensmittel liefernde Tiere gilt:

Die Tierärztliche AuA-Beleg wird ergänzt um

das Untersuchungsdatum. Diese Angabe ist

nur in Bezug auf die bei Antibiotika erforder -
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liche klinische Untersuchung (§ 12 Absatz 2, 

s. o.) relevant. 

Neu ist bei verschreibungspflichtigen Arz-

neimitteln die Angabe des geschätzten Ge-

wichts der Tiere. Bei lokal anzuwendenden ver-

schreibungspflichtigen Arzneimitteln wie z. B. 

Euter-injektoren zur Behandlung von Mastitiden 

oder Uterusstäben ist diese Angabe nicht erfor-

derlich.

– Nur für zum Zweck der Mast
1

bestimmte 

Rinder und Schweine (ab dem Zeitpunkt des 

Absetzens des jeweiligen Tieres vom Mut-

tertier), Hühner und Puten (ab dem Zeit-

punkt des Schlüpfens) gilt:

Es sind zusätzliche Angaben für die Anwendung 

und Abgabe von Antibiotika bei zum Zweck der 

Mast bestimmten Rindern, Schweinen, Hühnern 

und Puten zu machen:

– Nutzungsart (Mastkälber bis zum Alter von 

8 Monaten oder Mastrinder ab einem Alter 

von 8 Monaten oder Ferkel bis einschließlich 

30 kg oder Mastschweine über 30 kg) – in 

diesen Fällen muss die Tierart nicht angege-

ben werden

– Behandlungsstage ggf. ergänzt um Wir-

kungstage gemäß § 58b Absatz 3 Arzneimit-

telgesetz (AMG) und 

– Vieh-Verkehrs-Verordnungs-Nummer

(VVVO-Nr.). 

Dadurch wird dem Tierhalter die Erfüllung sei-

ner Meldepflicht nach §§ 58a und 58b Absatz 3 

AMG erleichtert. Soweit dem Tierarzt die für die 

Angaben erforderlichen Erkenntnisse fehlen, 

beruhen die Angaben auf Informationen, die der 

Tierhalter gegeben hat.

Zu den Behandlungstagen von Antibiotika, 

deren Wirkspiegel länger als 24 Stunden auf-

rechterhalten wird, verweisen wir auf die Emp-

fehlungen des BMEL veröffentlicht im DTBl. 

3/2015, S. 323.

Das hat die Standesvertretung erreicht:

– Die Angabe des Gewichts kann bei den Auf-

zeichnungen in der Kleintierpraxis entfal-

len.

– Bei Lebensmittel liefernden Tieren reicht die

Angabe des geschätzten Gewichts aus und 

wurde auf die Behandlung mit systemisch an-

zuwendenden verschreibungspflichtigen Arz-

neimitteln begrenzt.

– Für alle Tierarten gilt:

Nach Ablauf von 5 Jahren sind die Daten nach

§ 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und § 13 Ab-

satz 3 Nummer 2 (Name und Anschrift des

Tierhalters) zu löschen, wenn sie für die 

Zweckerfüllung nicht mehr erforderlich sind. 

Damit wird den Vorschriften des § 20 Absatz 2

Nummer 2 des Bundesdatenschutzgesetzes 

Rechnung getragen, demzufolge personenbe-

zogene Daten, wenn sie für die Zweckerfüllung

nicht mehr erforderlich sind, zu löschen sind.

Das Datum und das Ergebnis der jährlichen

Bilanzierung nach § 13 Absatz 8 (bislang Ab-

satz 4) sind zu dokumentieren. Diese Ergän-

zung dient der Klarstellung.

Die Dokumentationspflichten zu den Ver-

fahren und den Ausnahmen von der Pflicht, ein 

Antibiogramm zu erstellen, sowie zu den Aus-

nahmen vom Umwidmungsverbot werden bei 

den jeweiligen Paragrafen erläutert (s. o. 

§§ 12b, c und d).

Das hat die Standesvertretung erreicht:

– Die Angaben nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Num-

mer 4 und § 13 Absatz 3 Nummer 2 (Name

und Anschrift des Tierhalters) sind nach

5 Jahren nicht ausnahmslos zu löschen, son-

dern nur, wenn sie nicht mehr erforderlich

sind.

§ 13a Verschreibung von Arzneimitteln

– Für alle Tierarten gilt:

Apothekenpflichtige Arzneimittel dürfen von

Tierärzten an Tierhalter nur im Rahmen einer

ordnungsgemäßen Behandlung von Tieren oder

Tierbeständen verschrieben werden. Dazu ge-

hört eine Untersuchung der Tiere in angemesse-

nem Umfang. Die Vorschrift bezog sich bislang

nur auf die Abgabe von Arzneimitteln (§ 12 Ab-

satz 1). Da apothekenpflichtige Tierarzneimittel

in der Regel nicht verschrieben werden und eine

Untersuchung schon jetzt üblich ist, dürfte die

Ergänzung wenig Relevanz haben.

Hintergründe

Die weltweite Zunahme von Resistenzen gibt

Anlass zu großer Sorge. Seit Jahren wird der

Einsatz von Antibiotika in der Tierhaltung in

manchen Medien und von einigen Politikern im-

mer wieder fälschlicherweise als Hauptursache

für diese Entwicklung dargestellt. Die Änderung

der TÄHAV ist ein Zugeständnis der Politik an

den öffentlichen Druck.

Trotz der in den letzten Jahren erreichten

enormen Reduktion des Antibiotikaverbrauchs

und der fehlenden Kenntnis der Auswirkungen

auf die Tiergesundheit, den Tierschutz und die

Resistenzsituation hielt es die Politik für nötig,

diese Verordnung aufgrund der Ermächtigun-

gen in der 16. AMG-Novelle zu erlassen. Sie

schränkt die Anwendung von Cephalosporinen

der 3. und 4. Generation und von Fluorchinolo-

nen bei Tieren ein und führt zu einer erhebli-

chen Ausweitung der Dokumentationspflichten.

An dieser Absicht konnte der Berufsstand

nichts ändern, obwohl es uns dank der guten

Zusammenarbeit mit der Fachebene im Bun-

desministerium für Ernährung und Landwirt-

schaft (BMEL) gelungen ist, einige Vorschriften

abzumildern.

Die neuen Regelungen zum Einsatz von An-

tibiotika bei Tieren sollen dazu beitragen, die

Entwicklung von Antibiotikaresistenzen zu ver-

meiden.

Weitere Gefahrenquellen sind Fernreisen,

der globale Handel mit Tieren und Lebensmitteln 

sowie der freizügige Umgang mit Antibiotika in 

einigen Ländern Europas und manchen Dritt -

ländern. Aus einem zweiten Bericht des Europä -

ischen Zentrums für die Prävention und Kontrolle 

von Krankheiten (ECDC) der Europäischen Be-

p p ) g g

1
 Gilt in Bezug auf die jeweilige Nutzungsart nicht für Tierhaltungsbetriebe, in denen im Kalenderhalbjahr, für das eine Mitteilung abzugeben ist, durchschnittlich nicht mehr 

als 20 zur Mast bestimmte Rinder, 250 zur Mast bestimmte Schweine, 1 000 Mastputen oder 10 000 Masthühner gehalten werden.
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hörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) und der 

Europäische Arzneimittel-Agentur (EMA) vom 

27.07.2017 geht hervor, dass Chinolone und 

 Cephalosporine der 3. und 4. Generation in der

Humanmedizin in weit größeren Mengen einge-

setzt werden als in der Tiermedizin.

Rolle des Berufsstands

Ein Zusammenhang zwischen dem Gebrauch 

von Antibiotika und der Gefahr der Resistenz -

bildung ist ebenso unbestritten wie eine mög -

liche Übertragung von Resistenzen vom Tier auf

den Menschen in begrenztem Umfang. Die Tier -

ärzte schaft hat ihre Verantwortung für einen

sorgsamen Umgang mit Antibiotika schon vor

vielen Jahren erkannt. Der Berufsstand hat sich

bereits im Jahr 2000 freiwillige Leitlinien gege-

ben und ein Bewusstsein für den Erhalt der

wertvollen Arzneimittel geschaffen. In den ver-

gangenen Jahren konnte der Verbrauch von An-

tibiotika in der Tiermedizin um mehr als die

Hälfte gesenkt werden.

Schon bei der Entwicklung der 16. AMG-

 Novelle und bei den Beratungen zur TÄHAV hat

die BTK darauf aufmerksam gemacht, dass allzu

starre Regeln beim Umgang mit Antibiotika einer

guten veterinärmedizinischen Praxis widerspre-

chen. Der Berufsstand hat sich gemeinsam ge-

gen die geplanten Einschränkungen und aus-

ufernde Dokumentationspflichten ausgespro-

chen, zumal der Antibiotikaverbrauch in den letz-

ten Jahren enorm reduziert wurde und die Aus-

wirkungen auf die Tiergesundheit, den Tierschutz

und die Resistenzsituation noch nicht bekannt

sind. Angesichts der laufenden Arbeiten am EU-

Tierarzneimittelrecht und der globalen Dimension

des Problems hat die BTK eine Abstimmung aller

Maßnahmen mit dem Ziel der Reduzierung der

Resistenzentwicklung gegenüber Antibiotika auf

europäischer Ebene angeregt.

Die BTK hat angeführt, dass das Umwid-

mungsverbot im Sinne der Zielsetzung keine

Erfolg versprechende Maßnahme und vermut-

lich gänzlich wirkungslos ist. Aufgrund unzurei-

chender Verfügbarkeit von Tierarzneimitteln

und kostenorientierter Zulassungen für wenige

Indikationen sind Umwidmungen unvermeidlich

und klar geregelt. Mit dieser Argumentation ha-

ben wir erreicht, dass es Ausnahmen gibt.

Selbstverständlich hält die BTK Antibio-

gramme für eine wichtige Maßnahme zur Un-

terstützung der Auswahl eines geeigneten Anti-

biotikums. In den Leitlinien für den sorgfältigen 

Umgang mit antibakteriell wirksamen Tierarz-

neimitteln (sog. Antibiotika-Leitlinien) werden 

die Situationen, bei denen ein Antibiogramm 

grundsätzlich erforderlich ist, definiert. Dabei 

soll dem behandelnden Tierarzt aber natürlich 

je nach Patient und Sachlage die fachliche Ent-

scheidung überlassen werden. Von dieser frei-

en Entscheidung hat sich der Gesetzgeber mit 

der rechtlichen Verankerung einiger Situationen 

verabschiedet. Argumentiert wurde vom Be-

rufsstand, dass Erregergewinnung und Vermeh-

rung sowie Resistenztests wegen begrenzter 

diagnostischer Instrumente und Strukturen 

nicht immer einsetzbar und oft auch ohne Aus-

sagekraft für die Therapie sind. Zudem ist eine 

Empfindlichkeitsprüfung immer nur ein Hin-

weis im Rahmen der tierärztlichen Diagnose 

und Therapie. Seine Bedeutung sollte nicht 

überschätzt werden. Die Vorgaben für die Anti-

biogramme dürfen nicht dazu führen, dass sie 

nur noch von einigen wenigen Laboren ange-

fertigt werden können und ein Engpass ent-

steht. Außerdem ist zu bedenken, dass für viele 

veterinärmedizinisch relevante Erreger aner-

kannte validierte Methoden zur quantitativen 

in-vitro-Empfindlichkeitsprüfung fehlen, insbe-

sondere fehlen Testmethoden für Geflügel. Des 

Weiteren existieren für eine Vielzahl der zuge-

lassenen Wirkstoffe keine klinischen Grenzwer-

te für die entsprechenden Kombinationen aus 

Wirkstoff/bakteriellem Erreger/Tierart/betroffe-

nem Organsystem. Eine Verbesserung der ver-

fügbaren Diagnostik wäre erforderlich, um die 

Erreger und das wirksamste Mittel häufiger 

identifizieren zu können. Hier besteht erhebli-

cher Forschungsbedarf. Die BTK hält es für 

sinnvoll und schlägt vor, verlässliche, praktika-

ble und anerkannte Normen für die Durchfüh-

rung von Antibiogrammen unter Beteiligung von 

Laboren, Tierärzten und Tierhaltern zu erarbei-

ten und außerhalb der TÄHAV zu beschreiben. 

Dies ermöglicht eine regelmäßige Anpassung 

an den Stand der Wissenschaft. Erreicht hat der

Berufsstand, dass es Ausnahmen von der Ver-

pflichtung, ein Antibiogramm zu erstellen, gibt.

Die Tierärzteschaft forderte damals wie

heute ein Gesamtkonzept, das die Ursachen

für den Einsatz von Tierarzneimitteln mit er-

fasst. Eine wirkungsvolle Senkung des Arznei-

mittelverbrauchs ist nur durch eine deutliche

Verbesserung der Tiergesundheit zu erreichen.

Notwendig sind auch flankierende Manage-

mentmaßnahmen, z. B. verbesserte Techniken

für die orale Medikation und selektives Tro-

ckenstellen. Eine gesetzliche Verankerung der

regelmäßigen tierärztlichen Bestandsbetreuung

wäre in diesem Zusammenhang dringend erfor-

derlich, aber auch staatliche Unterstützung für

die Tierhalter zur Modernisierung der Haltungs-

bedingungen. Hinzu kommen Rabattaktionen

des Einzelhandels mit Milch und Fleisch. Über

arzneimittelrechtliche Regelungen hinaus ist

aus Sicht der BTK außerdem eine Zusammen-

arbeit mit der Humanmedizin im Sinne eines

One-Health-Ansatzes auszuweiten. 

Es ist zu hoffen, dass es infolge der neuen

Vorschriften zu einer Weiterentwicklung der ver-

fügbaren Diagnostik kommt, die die Qualität und

Zielgenauigkeit der Antibiotikatherapie in der

Tiermedizin verbessern hilft und somit ein positi-

ver Einfluss auf die Vermeidung von Resistenzbil-

dungen durch die neue TÄHAV entstehen kann.

Bundestierärztekammer e. V. 

geschaeftsstelle@btkberlin.de

Weitere Informationen

Die Bundestierärztekammer stellt auf ihrer 

Homepage unter www.bundestieraerzte 

kammer.de folgendes Material zur Verfügung:

– die Verordnung aus dem Bundesgesetzblatt 

(enthält nur die Änderungen )

– die konsolidierte Fassung der Verordnung 

 (also der durchgängige Verordnungstext)

–  eine Synopse mit alter und neuer Fassung so-

wie den amtlichen Begründungen

–  einen neuen Formularvorschlag von VETIDATA 

für die Arzneimittelanwendungs- und 

Abgabe dokumentation (AuA-Beleg)

– Fließdiagramme von VETIDATA zur Veran-

schaulichung des Umwidmungsverbots, der 

Antibiogrammpflicht und der Erstellung ei-

nes Antibiogramms gemäß § 12d
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